
 

Stadt Leverkusen  Vorlage Nr. 2020/3372 

Der Oberbürgermeister 
  

III/36-la/neu 
Dezernat/Fachbereich/AZ  
 
24.01.20 
Datum 
 

 
Beratungsfolge Datum Zuständigkeit Behandlung 
Bezirksvertretung für den Stadtbe-
zirk I   

27.01.2020 Beratung öffentlich 

Bezirksvertretung für den Stadtbe-
zirk II   

28.01.2020 Beratung öffentlich 

Bezirksvertretung für den Stadtbe-
zirk III   

30.01.2020 Beratung öffentlich 

Rat der Stadt Leverkusen   10.02.2020 Entscheidung öffentlich 

 

Betreff:  
Änderung der Sondernutzungssatzung sowie der Plakatierungsrichtlinie 
- Schreiben der Fraktion BÜRGERLISTE vom 07.11.19 
- Stellungnahme der Verwaltung vom 24.01.20 
 
 
 
Hinweis des Fachbereichs Oberbürgermeister, Rat und Bezirke: 
 
Die Fraktion BÜRGERLISTE hat mit E-Mail-Schreiben vom 16.01.20 darum gebeten, 
dass ihre gegenüber der Verwaltung mit Schreiben vom 07.11.19 abgegebene Stellung-
nahme der Politik zur Kenntnis gegeben wird. Die Stellungnahme der Verwaltung vom 
24.01.20 hierzu ist zur weiteren Kenntnis beigefügt.  
 













36-40-03-st 24.01.2020 
Nadja Steinebach 
Tel.: 3646 
 
 
 
01 
- über Herrn Stadtdirektor Märtens   gez. Märtens 
- über Herrn Beigeordneten Lünenbach   gez. Lünenbach 
- über Herrn Oberbürgermeister Richrath  gez. Richrath 
 
 
 
Änderung der Sondernutzungssatzung sowie der Plakatierungsrichtlinie 
- Vorlage Nr. 2020/3372 
- Schreiben der Fraktion BÜRGERLISTE vom 07.11.2019 
 
 
Die von der Verwaltung in der oben genannten Vorlage vorgeschlagene Änderung 
(erlaubnisfreie Nutzung von Infoständen bei allgemeinen politischen Wahlen im Zeit-
raum ab dem 42. Tag vor dem Wahltag) unter § 4 Buchstabe i) der Satzung über Er-
laubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen in der Stadt 
Leverkusen (Sondernutzungssatzung) sowie die Beschränkung der Plakatierung auf 
einen Zeitraum von 3 Monaten vor allgemeinen politischen Wahlen in der Richtlinie 
für das Anbringen von Werbeplakaten und Aufstellen von Dreieckständern (Plakatie-
rungsrichtlinie) wird in dem oben genannten Schreiben der Fraktion BÜRGERLISTE 
abgelehnt. Begründet wird dies unter anderem damit, dass die Plakatierungsrichtlinie 
und die Sondernutzungssatzung nicht mit dem Grundgesetz vereinbar seien.  
 
Parteien sollen bei der politischen Willensbildung des Volkes mitwirken. Diese „Frei-
heit zum Wahlkampf“ wird aber durch allgemeine Gesetze eingeschränkt, hier insbe-
sondere straßenrechtliche Regelungen, die im Straßen- und Wegegesetz NRW ver-
ankert sind. Plakatwerbung und Ständer gehen über den Gemeingebrauch hinaus 
und bedürfen daher einer Sondernutzungserlaubnis, deren Erteilung im Ermessen 
der zuständigen Behörde steht. Dabei ist es ein Entgegenkommen der Behörde, 
wenn die Sondernutzungserlaubnis innerhalb eines bestimmten Zeitraumes vor der 
Wahl kostenfrei ist. Die zeitliche Beschränkung zur Zulassung von Wahlwerbung ist 
grundrechtskonform. In einer Ausarbeitung zu der Zulässigkeit und den Grenzen von 
Wahlkampfbeschränkungen des Deutschen Bundestages vom 22.02.2015, Aktenzei-
chen WD 3 - 3000 - 315/14, wird dies eindeutig bestätigt. Die entsprechenden 
Passagen sind in der Anlage beigefügt. 
 
Es gibt also weder einen Anspruch auf erlaubnis- noch auf kostenfreie Wahlwerbung 
und auch keinen Anspruch, das ganze Jahr über werben zu dürfen.  
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Des Weiteren wird die Änderung unter Punkt 12 der Plakatierungsrichtlinie (Werbung 
mittels Dreieckständer scheidet aus) von der Fraktion BÜRGERLISTE abgelehnt. 
Auch hier ist nach rechtlicher Prüfung eine Beschränkung zum Aufstellen von Drei-
eckständern nicht zu beanstanden, da hiervon alle Parteien gleichermaßen betroffen 
sind und Gründe der Verkehrssicherheit dies gebieten. 
 
Weiterhin führt die Fraktion BÜRGERLISTE aus, dass eine Verringerung von 900 auf 
700 Standorte kleineren Parteien schaden würde. Hier ist festzuhalten, dass in der 
Plakatierungsrichtlinie von 2015 zwar von 900 Standorten die Rede ist, jedoch wurde 
im Jahr 2016 beschlossen, die Richtlinie für die anstehende Wahl im Mai 2017 außer 
Kraft zu setzen, vor dem Hintergrund, dass es in der Vergangenheit immer wieder 
Probleme mit unerlaubten Plakatierungen gab. Damit die zugelassenen Parteien die 
Möglichkeit hatten, während der Wahlzeit zu plakatieren, wurden 450 bis 600 Later-
nenstandorte zur Verfügung gestellt, die mit einem gelben Band markiert wurden. An 
diesen Standorten konnten die Parteien ihre Plakate anbringen. Da sich dieses Ver-
fahren bewährt hat und auch in den folgenden Wahlen so gehandhabt wurde, soll 
nun die Anzahl der Standorte auf 700 mit gelben Bändern fest markierte Standorte 
erhöht werden. 
 
 
Bürger und Straßenverkehr in Verbindung mit Recht und Ordnung 
 
Anlage 
 
















	3372 - Vorblatt Stn.
	Der Oberbürgermeister
	III/36-la/neuDezernat/Fachbereich/AZ 24.01.20Datum
	Betreff:

	3372 - Stn. d. Verw. v. 24.01.20 - Schreiben BÜRGERLISTE v. 07.11.19 - Anlage (1)
	3372 - Stn. d. Verw. v. 24.01.20
	3372 - Stn. d. Verw. v. 24.01.20 - Anlage (2)
	Leere Seite
	Leere Seite

